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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über einen Währungsausgleich für Sparguthaben 

Vertriebener 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner 97. Sitzung am 5. Dezember 1952 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge des 
Bundesrates keine Einwendungen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener vom 27. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 213) in der aus 
§ 372 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) sich ergebenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 wird hinter Satz 1 
folgender Satz eingefügt: 

„Hat sie vor dem 31. Dezember 1950 
ihren ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) aufgegeben, so wird 
der Entschädigungsanspruch hier- 
durch nicht ausgeschlossen, wenn sie 
am 31. Dezember 1949 ihren ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) hatte.« 

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 werden die bisherigen 
Sätze 2 und 3 die Sätze 3 und 4. 

3. § 2 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Ist der vertriebene Sparer 
oder dessen Erbe wegen seiner Zu- 
gehörigkeit zu einem militärischen 
oder militärähnlichen Verband 
kriegsgefangen oder nach seiner Ent- 
lassung aus der Kriegsgefangenschaft 
zu ziviler Arbeit verpflichtet oder 
wegen seiner deutschen Volkszuge- 
hörigkeit oder Staatsangehörigkeit 
im Auslande interniert oder ist er 
verschollen (§ 1 des Verschollenheits- 
gesetzes vom 15. Januar 1951 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 63 — ), so sind fol- 
gende Angehörige, sofern sie die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 3 erfüllen, berechtigt, den Ent- 
schädigungsanspruch für den vertrie- 
benen Sparer oder dessen Erben gel- 
tend zu machen: 

1. der Ehegatte, 


2. wenn ein Ehegatte nicht vorhan- 
den ist, jeder eheliche Abkömm- 
ling, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch 
eheliche Abkömmlinge vorhanden 
sind, jeder Elternteil. 

In den Fällen der Nummern 2 und 
3 kann der Anspruch nur geltend 
gemacht werden, wenn der Angehö- 
rige das Sparbuch vorlegt.“ 

4. § 2 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Ist der vertriebene Sparer 
verstorben, so ist der Erbe, der das 
Sparbuch vorlegt, berechtigt, den 
Entschädigungsanspruch auch für 
weitere entschädigungsberechtigte 
Erben geltend zu machen.“ 

5. In § 2 wird der bisherige Absatz 2 der 
Absatz 3; die bisherigen Absätze 3 und 
4 werden die Absätze 5 und 6. 


6. § 7 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Antrag auf Entschädigung muß 
bis zum 31. März 1953 eingereicht 
werden.“ 

7. In § 7 Abs. 4 Satz 2 treten anstelle der 
Worte „In den Fällen des § 2 Abs. 1 
Nr. 3 Satz 2“ die Worte „In den Fällen 
des § 2 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3“. 

8. § 8 Abs. 4 erhält folgenden Satz 2: 

„Stellt ein Ehegatte, ein ehelicher 
Abkömmling oder ein Elternteil des 
verstorbenen vertriebenen Sparers 
den Antrag auf Entschädigung und 
legt er das Sparbuch vor, so kann es 
als glaubhaft gemacht angesehen 
werden, daß der Antragsteller zu den 
Erben oder weiteren Erben des ver- 
triebenen Sparers gehört.“ 
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9. In § 9 Abs. 1 werden nach den Worten 
„auf den Namen des Antragstellers“ die 
Worte „oder seines Erblassers“ eingefügt. 

10. § 10 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) In den Fällen des § 2 Abs. 2 
und 4 wird die Ausgleichsgutschrift 
zugunsten derjenigen Person erteilt, 
die berechtigt ist, den Entschädi- 
gungsanspruch geltend zu machen. 
Diese Person kann über das Aus- 
gleichsguthaben verfügen; die An- 
sprüche der Entschädigungsberechtig- 
ten gegen sie bestimmen sich nach 
den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts.“ 

11. Nach § 14 wird eingefügt: 

„§ 14 a 

Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung 

1. zur Vermeidung von Härten in beson- 
deren Fällen Näheres über die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung des 


Entschädigungsanspruchs gemäß § 2 be- 
stimmen, 

2. die in § 7 Abs. 4 Satz 1 bestimmte An- 
tragsfrist bis zum 31. Dezember 1953 
verlängern, 

3. zur Vereinfachung des Verfahrens be- 
stimmen, daß die Geldinstitute oder die 
Deutsche Bundespost in anderen als den 
in § 9 Abs. 1 vorgesehenen Fällen 
einen Bescheid über den Antrag auf 
Entschädigung erteilen, sofern der Ent- 
schädigungsanspruch nach Grund und 
Höhe zweifelsfrei ist.“ 

Artikeln 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§13 
und 14 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1 ) auch im Lande 
Berlin. 

A r t i k e 1 III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


A. Im allgemeinen 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener ist seit 
1. April 1952 in Kraft. Die Erfahrungen bei 
der Durchführung des Gesetzes haben erge- 
ben, daß zur Vermeidung von Härten einige 
kleine Änderungen erforderlich sind. Diese 
Änderungen konnten bei der Anpassung des 
Gesetzes an das Lastenausgleichsgesetz (vgl. 
§ 372 LAG) noch nicht berücksichtigt wer- 
den. 

Auch in Zukunft werden sich aus den weite- 
ren Erfahrungen bei Durchführung des Ge- 
setzes Fälle ergeben, in denen zur Vermei- 
dung von Härten eine Änderung der Vor- 
schriften geboten ist. Damit nicht neuer- 
dings eine Gesetzesänderung vorgenommen 
werden muß, sieht der Entwurf (Artikel I 
Nr. 11) vor, daß in solchen Fällen in Zu- 
kunft die Regelung im Wege der Rechtsver- 
ordnung erfolgen soll. 


B. Im einzelnen 
Zu Artikel I Nr. 1: 

Das Gesetz in der ursprünglichen Fassung 
machte in § 2 Abs. 1 Nr. 3 die Anerken- 
nung der Entschädigungsberechtigung unter 
anderem davon abhängig, daß der vertrie- 
bene Sparer am 31. Dezember 1949 seinen 
Wohnsitz im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder in Berlin (West) hatte. In An- 
gleichung an die Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsgesetzes wurde § 2 Abs. 1 Nr. 3 da- 
hin geändert, daß der Entschädigungsberech- 
tigte am 31. Dezember 1950 seinen ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) gehabt 
haben muß. Damit würde einem Entschädi- 
gungsberechtigten, der die erwähnten Ge- 
biete zwischen dem 31. Dezember 1949 und 
dem 31. Dezember 1950 verlassen hat, der 
bereits entstandene Entschädigungsanspruch 
wieder entzogen. Dies ist vom Gesetzgeber 
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nicht gewollt. Im übrigen könnte auch in der 
Entziehung eines bereits entstandenen Ent- 
schädigungsanspruchs eine Enteignung und 
damit ein Verstoß gegen Artikel 14 Abs. 1 
des Grundgesetzes gesehen werden. 

Zu Artikel I Nr. 3: 

Es ist als besondere Härte empfunden wor- 
den, daß die nächsten Angehörigen eines Ver- 
mißten den Entschädigungsanspruch, dessen 
Gläubiger der Vermißte war, erst dann — 
als Erben — geltend machen können, wenn 
der Vermißte für tot erklärt worden ist. Es 
erscheint gerechtfertigt, hier eine Vertre- 
tungsbefugnis kraft Gesetzes anzuerkennen 
und eine entsprechende Regelung auch für 
diejenigen Falle zu treffen, in denen der ver- 
triebene Sparer oder der als sein Erbe Berech- 
tigte sich noch in Kriegsgefangenschaft befin- 
det, im Zusammenhang damit zur Zivilarbeit 
verpflichtet ist oder im Ausland interniert ist. 
Eine Berücksichtigung des Kreises der näch- 
sten Angehörigen, die im übrigen die Voraus- 
setzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 3 erfüllen müs- 
sen, erscheint vertretbar, da im Regelfall die 
Zustimmung des Entschädigungsberechtigten 
zur Geltendmachung seines Anspruchs durch 
diese Personen mit Sicherheit würde ange- 
nommen werden können. Der letzte Satz des 
Absatzes 2 soll ausschließen, daß der Ent- 
schädigungsanspruch durch mehrere Berech- 
tigte bei verschiedenen Stellen — etwa bei 
Nachweis einmal durch das Sparbuch, einmal 
durch einen Kontoauszug — geltend gemacht 
wird. 

Zu Artikel I Nr. 4: 

Der Entschädigungsanspruch nach 5 1 Abs. 1 
des Gesetzes entsteht in der Person des je- 
weils Entschädigungsberechtigten, ist also im 
Falle der Beteiligung mehrerer Personen an 
einem Anspruch von jedem Berechtigten an- 
teilig — häufig bei verschiedenen Stellen — 
geltend zu machen. Dieses Verfahren ist oft 
umständlich und schwierig; seine Vereinfa- 
chung in den hauptsächlich in Betracht kom- 
menden Erbfällen ist zweckmäßig. Es soll 
möglich sein, daß ein Erbe den Anspruch 
eltend macht, die Antragstellung also nur 
ei einem Geldinstitut oder Postamt erfolgt. 
Auch hier soll, um die Gefahr von Doppel- 
anmeldungen weitgehend auszuschließen, die 
Vorlage des Sparbuchs Voraussetzung sein. 

Zu Artikel I Nr. 6: 

Nach § 7 Abs. 4 Satz 1 ist der Antrag inner- 
halb von 6 Monaten nach Inkrafttreten des 


Gesetzes zu stellen. Da das Gesetz mit dem 
1. April 1952 in Kraft getreten ist, ist die 
Antragsfrist am 30. September 1952 abgelau- 
fen. Es hat sich ergeben, daß mit Rücksicht 
auf die in zahlreichen Fällen bei den vertrie- 
benen Sparern entstandenen Zweifelsfragen 
hinsichtlich der Antragsberechtigung und der 
Antragstellung eine Fristverlängerung wün- 
schenswert ist; eine Verlängerung um zu- 
nächst ein halbes Jahr erscheint ausreichend. 

Zu Artikel I Nr. 8: 

Der Nachweis des Erbrechts des Entschädi- 
gungsberechtigten ist häufig schwierig. Dies 
gilt z. B. für die Fälle, in denen der ursprüng- 
liche Gläubiger vor der Vertreibung oder der 
vertriebene Sparer auf der Flucht verstorben 
ist. Auch soweit die Möglichkeit des Nach- 
weises nach den Grundsätzen des bürger- 
lichen Rechts, also durch Erbschein, besteht, 
ist in der Mehrzahl der Fälle das für die Erb- 
teilung des Erbscheines erforderliche Verfah- 
ren unverhältnismäßig schwierig und kost- 
spielig. Es soll deshalb die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, daß der Antragsteller den 
Entschädigungsanspruch ohne Vorlage beson- 
derer Beweismittel geltend macht, wenn er 
mit dem vertriebenen Sparer verheiratet war 
oder zu ihm in einem besonders nahen ver- 
wandtschaftlichen Verhältnis stand. Sofern 
Zweifel an seinem Erbrecht bestehen, kann 
er zum Nachweis aufgefordert werden. 

Zu Artikel I Nr. 9: 

Die bisherige Fassung des Gesetzes schließt 
die Erteilung des Bescheids durch das Geld- 
institut oder durch die Deutsche Bundespost 
auch in rechtlich und sachlich einfach liegen- 
den Erbfällen aus. Nach den Erfahrungen ist 
eine Entscheidung durch die Geldinstitute in 
diesen Fällen möglich und den Geldinstituten 
zuzumuten. Nach § 9 Abs. 3 des Gesetzes 
bleibt die Entscheidung in allen Fällen dem 
zuständigen Ausgleichsamt Vorbehalten, wenn 
Zweifel an dem Erbrecht oder Zweifel anderer 
Art bestehen. 

Zu Artikel I Nr. 10: 

Während die in § 2 neu einzufügenden Ab- 
sätze 2 und 4 die Berechtigung zur Geltend- 
machung des Entschädigungsanspruchs für 
eine andere Person in bestimmten Fällen be- 
gründen, regelt der an § 10 neu anzufügende 
Absatz 3 in Ergänzung hierzu die Verfügungs- 
berechtigung über das Ausgleichsguthaben. 
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Durch die Vorschrift soll eine Vereinfachung 
bei der Verwaltung des Ausgleichsguthabens 
erreicht werden. Für den Fall des § 2 Abs. 4 
wird auch klargestellt, daß nicht für jeden 
Miterben, seinem Anteil entsprechend, eine 
Ausgleichsgutschrift zu erteilen ist und 
daß auch kein nur von den Miterben 
gemeinsam auszuübendes Verfügungsrecht 
über das Ausgleichsguthaben besteht. Der 
Hinweis auf die Vorschriften des bür- 
gerlichen Rechts wäre nicht unbedingt er- 
forderlich, da deren Geltung für die recht- 
lichen Beziehungen zwischen dem Entschädi- 
gungsberechtigten einerseits und den für ihn 
handelnden Personen andererseits nicht aus- 
geschlossen ist, erschien aber zweckmäßig, um 
jeden Zweifel auszuschließen. 

Zu Artikel I Nr. 11: 

Es ist damit zu rechnen, daß sich bei Durch- 
führung des § 2 auch in Zukunft Härten er- 
geben werden, die nur durch Ergänzung des 
§ 2 beseitigt werden können. Ferner wird 
sich vielleicht eine nochmalige Verlängerung 
der Antragsfrist trotz der bereits vorgesehe- 
nen Spanne bis zum 31. März 1953 als not- 
wendig erweisen. Auen werden erst die weite- 
ren Erfahrungen ergeben, ob nicht die Zu- 


DER PRÄSIDENT 


ständigkeit der Geldinstitute und der Deut- 
schen Bundespost nach § 9 Abs. 1 im Inter- 
esse einer möglichst schnellen Durchführung 
des Entschädigungs Verfahrens zu erweitern 
sein wird. Da der beschleunigte Erlaß solcher 
Vorschriften geboten sein kann, ist die Er- 
mächtigung der Bundesregierung zur Rege- 
lung dieser Fälle durch Rechtsverordnung 
vorgesehen. 

Zu Artikel II: 

Das Währungsausgleichsgesetz ist auf Grund 
seines § 15 durch Gesetz vom 14. Mai 1952 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Berlin Nr. 36 
S. 323 vom 24. Mai 1952) auch in Berlin 
(West) in Kraft getreten. Dementsprechend 
soll auch das vorliegende Änderungsgesetz in 
Berlin (West) Anwendung finden. Hierzu 
bedarf es einer dem § 15 entsprechenden Vor- 
schrift. 

Zu Artikel III: 

Das sofortige Inkrafttreten des Gesetzes ist 
geboten, damit die sich hieraus ergebenden 
Erleichterungen in der Durchführung des 
Währungsausgleichsgesetzes unverzüglich wirk- 
sam werden können. 


Anlage 2 

DES BUNDESRATES 


Bonn, den 5. Dezember 1952 

An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 14. November 1952 — 6 — 
55001 — 2818/52 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bun- 
desrat in seiner 97. Sitzung am 5. Dezember 1952 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über einen Währungsausgleich für Sparguthaben 

Vertriebener 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 in 
Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner Zustimmung 
bedarf. 

Dr. Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über einen Währungsausgleich 

für Sparguthaben Vertriebener 


1. Artikel I Nr. 1 

Im § 2 Abs. 1 Nr. 3 sind hinter den Wor- 
ten „oder in Berlin (West) hatte“ die 
Worte einzufügen „oder in der Zwischen- 
zeit als Spätheimkehrer zurückgekehrt 
ist.“ 

Begründung: 

Nach der vorgesehenen Neufassung 
könnte ein Spätheimkehrer, der nach 
dem 31. Dezember 1949 in das Bundes- 
gebiet zurückkehrte, aber bereits vor dem 
31. Dezember 1950 ausgewandert ist, 
nicht zum Zuge kommen. Das würde 
gegen das Grundgesetz verstoßen, weil 
damit ein durch das Währungsausgleichs- 
gesetz (1. Fassung) zugestandener An- 
spruch durch die 2. Fassung entschädi- 
gungslos wieder fortgenommen würde. 
Ebenso wie die Neufassung diese Diskre- 
panz für die Normalfälle beseitigen will, 
muß sie sie auch für die Spätheimkehrer 
in Betracht ziehen. Aus diesem Grunde 
ist der Zusatz erforderlich. 

2. Artikel I Nr. 3 

Im § 2 Abs. 2 sind in Zeile 1 hinter den 
Worten „oder dessen Erbe“ die Worte 
„nach Absatz 1 Ziff. 1“ einzufügen. 

Begründung: 

Damit wird klargestellt, daß sich die Ab- 
wesenheit auf einen entschädigungsberech- 
tigten Vertriebenen bezieht und nicht auf 
Erben auf die der Entschädigungsanspruch 
nach Inkrafttreten des WAG gemäß 5 2 
Abs. 2 (alt) übergegangen ist. 

3. Artikel I Nr. 3 

Im § 2 Abs. 2 sind die Worte „wegen 
seiner Zugehörigkeit zu einem militäri- 
schen oder militärähnlichen Verband 
kriegsgefangen oder nach seiner Entlas- 


sung aus der Kriegsgefangenschaft zu 
ziviler Arbeit verpflichtet oder wegen 
seiner deutschen Volkszugehörigkeit 
oder Staatsangehörigkeit im Auslande 
interniert“ zu streichen und durch fol- 
gende -Worte zu ersetzen: „Kriegsgefan- 
gener oder nach der Entlassung aus der 
Kriegsgefangenschaft in einem Zwangs- 
arbeitsverhältnis festgehalten "oder wegen 
seiner deutschen Volkszugehörigkeit oder 
deutschen Staatsangehörigkeit im Aus- 
land oder in den deutschen unter sowje- 
tischer oder polnischer Verwaltung ste- 
henden Gebieten interniert oder nach der 
Entlassung aus der Internierung in einem 
Zwangsarbeitsverhältnis festgehalten“ . 

Begründung: 

Nach der Fassung der Regierungsvorlage 
würden auch solche ehemaligen Kriegsge- 
fangenen erfaßt werden, die im Gewahr- 
samsland ein Zivilarbeitsverhältnis be- 
stimmter Dauer eingingen und nach des- 
sen Ablauf einen freien Arbeitsvertrag 
abgeschlossen haben. Eine Änderung die- 
ser Bestimmung ist geboten, da nicht die 
freiwilligen Arbeitsverhältnisse, sondern 
nur die Zwangsarbeitsverhältnisse ge- 
deckt werden sollen, die sich unmittelbar 
an die Kriegsgefangenschaft angeschlos- 
sen haben. 

Der Begriff „Ausland“ erfaßt nicht die 
früheren Reichsgebiete jenseits der Oder- 
Neiße-Linie. Personen, die in diesem 
deutschen Gebiet interniert sind, müssen 
daher in der Bestimmung mitberücksich- 
tigt werden. 

Eine große Zahl von Angehörigen der 
deutschen Zivilbevölkerung in den Gebie- 
ten östlich der Oder-Neiße-Linie wurde 
nach der Besetzung dieser Gebiete inter- 
niert. Von diesen Internierten wurden 
viele nur unter der Bedingung aus der In- 
ternierung entlassen, daß sie sich zur Ein- 
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gehung eines Arbeitsverhältnisses ver- 
pflichteten. Diese Internierten müßten 
ebenso wie die Kriegsgefangenen behan- 
delt werden, die in ein Zwangsarbeitsver- 
hältnis überführt wurden. 

4. Artikel I Nr. 3 

§ 2 Abs. 2 erhält von Nummer 2 an fol- 
gende Fassung: 

„2. wenn ein Ehegatte nicht vorhan- 
den ist, jeder eheliche Abkömm- 
ling, wobei der ältere dem jün- 
geren Abkömmling vorgeht, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch 
eheliche Abkömmlinge vorhan- 
den sind, jeder Elternteil, wobei 
der Vater der Mutter vorgeht. 

Der in der Reihenfolge vorgehende 
Angehörige schließt den nachfolgen- 
den für die Geltendmachung des Ent- 
schädigungsanspruchs aus.“ 

Begründung: 

Nach § 2 Abs. 2 letzter Satz ist die Vor- 
lage des Sparbuchs bei Geltendmachung 
des Anspruchs durch eheliche Abkömm- 
linge oder durch Elternteile erforderlich. 
Zahlreiche Vertriebene werden nicht 
mehr im Besitz des Sparbuchs sein. Es sol- 
len daher auch andere Beweismittel zuge- 
lassen werden. Dies könnte jedoch zur 
Vermeidung von Geltendmachung des 
Entschädigungsanspruchs durch mehrere 
Personen nur dadurch erreicht werden, 
daß eine bestimmte Reihenfolge für die 
Antragsberechtigung festgelegt wird. 

5. Artikel I Nr. 8 

Im § 8 Abs. 4 Satz 2 erhält der zweite 
Halbsatz folgende Fassung: 

„so kann der Nachweis als erbracht 
angesehen werden,“ 

Begründung: 

Nach § 8 Abs. 4 des WAG in der jetzt 
gültigen Fassung hat der Antragsteller 
sein Erbrecht zu beweisen. Wenn 


nun der neu vorgesehene Satz 2 einen 
Tatbestand bringt, bei dem das Erbrecht 
als glaubhaft gemacht angesehen 
werden kann, würden damit das Aus- 
gleichsamt oder das Bankinstitut noch 
nicht ermächtigt, auf den in Satz 1 gefor- 
derten Beweis zu verzichten, obwohl dies 
der Sinn der Neufassung sein soll. Denn 
die Neufassung bringt nicht zum Aus- 
druck, daß die Glaubhaftmachung den 
Nachweis ersetzen kann. Aus diesem 
Grunde ist die vorgeschlagene Formulie- 
rung notwendig. 

6. Artikel I Nr. 9 a 

Im Artikel I ist folgende Nummer 9 a 
einzufügen: 

„§ 10 Abs. 1 sind folgende Sätze an- 
zufügen: 

Eine Ausfertigung der Ausgleichs- 
gutschrift ist dem Ausgleichsamt zu- 
zustellen. Hat ein Erbe den Ent- 
schädigungsanspruch auch für wei- 
tere Entschädigungsberechtigte gel- 
tend gemacht, erhalten alle beteilig- 
ten Ausgleichsämter unter Auffüh- 
rung des jeweiligen Erben eine Aus- 
fertigung.“ 

Begründung: 

Durch die Übersendung einer Ausferti- 
gung der Ausgleichsgutschrift an die be- 
teiligten Ausgleichsämter soll die Mög- 
lichkeit einer Doppelbeantragung des 
vollen Betrages ausgeschaltet werden, 
ebenso die Möglichkeiten, bei der Fest- 
stellung nach Feststellungsgesetz und 
Entschädigung nach Lastenausgleichsge- 
setz Doppelanträge einzureichen. 

7. Artikel I Nr. 11 

Im § 14 a sind hinter den Worten „die 
Bundesregierung kann“ die Worte einzu- 
fügen „mit Zustimmung des Bundes- 
rates.“ 

Begründung: 

Der Vorschlag entspricht § 367 LAG. 
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